
 
 

Beschluss des Landesvorstandes der NRWSPD vom 23.09.2013 
 

 
 
Vor der Wahl und nach der Wahl:  
Die NRWSPD steht für einen klaren inhaltlichen Kurs. 
 
 
1. Die CDU/CSU-FDP-Koalition hat keine Mehrheit mehr. Es wird keine Fortsetzung der 

Politik der schwarz-gelben Bundesregierung geben. 
 
 

2. Eine Mehrheit für einen rot-grünen Politikwechsel konnten wir nicht erreichen, obwohl 
das Vertrauen der Menschen in die Sozialdemokratie leicht gestiegen ist. Aber das 
Wahlergebnis zeigt auch: Neues Vertrauen wächst nur langsam.  
 
 

3. Die Union ist in der Verantwortung, eine Bundesregierung zu bilden. Der Ball liegt im 
Feld von Kanzlerin Angela Merkel. Sie ist von den Wählerinnen und Wählern 
beauftragt, eine Regierung zu organisieren. 
 
 

4. Das Wahlergebnis ist für uns Auftrag und Verantwortung zugleich. Unsere 
Wählerinnen und Wähler erwarten von uns, dass wir bei unseren Inhalten verlässlich 
bleiben.  
 
Die SPD steht in ungebrochener Tradition. Seit 150 Jahren haben wir uns immer an 
unseren Werten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität orientiert. Anders als politische 
Mitbewerber haben wir uns an unseren Inhalten – und nicht an Mehrheiten – 
orientiert. 
 
Die SPD ist nicht dafür angetreten, um als Mehrheitsbeschafferin die CDU an der 
Regierung zu halten und ihr so eine Fortsetzung der bisherigen Politik zu 
ermöglichen.  
 
Wir verweigern uns keinen Gesprächen, aber Grundlage ist für uns das SPD-
Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2013. Die hier festgeschriebenen 
Anforderungen, insbesondere für eine gerechte und auskömmliche Steuer-, Finanz- 
und Haushaltspolitik, eine Stärkung der Kommunen, eine Politik für gute Arbeit und 
die gerechte Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme sowie eine 
verantwortliche Gestaltung der Energiewende, müssen Messlatte bleiben.  
 
Ebenso klar ist: Eine Demokratie braucht auch eine starke Opposition, die als klare 
Alternative zur Regierungsmehrheit wirkt. 
 

 
5. Die NRWSPD wird eine breite Beteiligung der Gremien und Mitglieder an möglichen 

Entscheidungsprozessen sicherstellen. Dabei wird bei allen Prozessen fortlaufend – 
wie schon 2010 – eine Meinungsbildung herbeigeführt, um eine breite Akzeptanz zu 
erreichen. 


